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Antrag 

der Abgeordneten Ludwig Hartmann, Katharina 
Schulze, Kerstin Celina, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Christine Kamm, 
Ulrich Leiner, Claudia Stamm und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Geburtenrekord in Bayern:   
Förderprogramm für Hebammen schaffen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ein Förderpro-
gramm für Geburtshelfer bzw. Geburtshelferinnen 
(Hebammen) zu schaffen, das insbesondere folgende 
Schwerpunkte beinhaltet: 

─ Förderung der Hebammen bei der Gründung der 
Hebammenpraxen (analog zur Niederlassungs-
förderung für Hausärzte bzw. Hausärztinnen), die 
geburtshilfliche Leistungen anbieten und mit Klini-
ken und niedergelassenen Gynäkologen bzw. Gy-
näkologinnen zusammenarbeiten; 

─ Finanzielle Anreize, Zuschüsse oder Stipendien 
z.B. für herausragende Leistungen der Auszubil-
denden an Hebammenschulen, für Wohnen für 
die Auszubildenden in den Ballungsräumen; 

─ Unterstützung der Kliniken, damit sie z.B. bessere 
Arbeitsbedingungen und sonstige Unterstützungs-
maßnahmen für Hebammen anbieten (hier insbe-
sondere Möglichkeiten der Wohnheime für Heb-
ammen in den Ballungsräumen). 

 

 

Begründung: 

Der Erhalt der guten und wohnortnahen Gesundheits-
versorgung im ländlichen Raum sowie auch in Bal-
lungsräumen gehört zu den bedeutendsten gesund-
heitspolitischen Herausforderungen. Dies gilt in glei-
chem Maße für die hausärztliche Versorgung wie für 
die Hebammenleistungen. 

In Bayern werden seit 2011 stetig mehr Kinder gebo-
ren. Es kommen derzeit so viele Kinder im Freistaat 
zur Welt wie seit 15 Jahren nicht mehr. Der Trend gilt 
auch für die Landeshauptstadt – noch nie wurden in 
München so viele Kinder geboren wie im Jahr 2016: 
18.107 Geburten in München im Jahr 2016, das sind 

ca. 900 Geburten mehr als 2015 und ein Zuwachs von 
5,6 Prozent. Allein im August 2016 kamen in München 
1.784 Kinder auf die Welt. Die tatsächliche Anzahl der 
Geburten liegt aber um einiges höher: In der Statistik 
werden nur all diejenigen Neugeborenen eingerech-
net, die tatsächlich mit Hauptwohnsitz in der Stadt 
gemeldet werden, nicht aber die Neugeborenen, de-
ren Eltern außerhalb von München wohnen. 

Trotz steigender Geburtenrate in Bayern schließen 
vor allem im ländlichen Raum viele Geburtshilfestatio-
nen; die Zahl der Betten geht zurück. Die Geburtsab-
teilungen der Kliniken in München sind ausgebucht. 
Deshalb ist es nicht verwunderlich, dass Berichten 
zufolge Frauen, kurz vor der Geburt, von Kliniken 
immer häufiger abgewiesen und weitergeschickt wer-
den, weil keine Kapazitäten zur Verfügung stehen, 
oder das notwendige Personal – die Hebammen – 
fehlen. So müssen Hebammen oftmals drei bis vier 
Frauen gleichzeitig betreuen. Die Anzahl der Kaiser-
schnitte im Freistaat ist hoch (2016: 31,8 Prozent; 
Quelle: Statistisches Landesamt) und besorgniserre-
gend. Denn eine natürliche Geburt ist ohne eine Heb-
amme nicht möglich. Neben den Klinikgeburten sind 
vor allem die Nachfrage nach Geburtshäusern und die 
Betreuung vor oder nach der Geburt durch frei prakti-
zierende Hebammen stark gestiegen. Angesichts der 
steigenden Geburtenrate werden München sowie 
auch ganz Bayern bald einen Hebammennotstand 
erleben, wenn nicht bald mit entsprechenden Maß-
nahmen gegengesteuert wird. So sind von den 2.800 
im bayerischen Hebammenverband gemeldeten Heb-
ammen mittlerweile nur noch 2.400 aktiv. Viele davon 
arbeiten Teilzeit. Die meisten sind nur noch in der 
Geburtsvorbereitung oder Nachsorge aktiv. Auch hier 
überschreitet aber die Nachfrage das Angebot bei 
Weitem: Gerade im Bereich der aufsuchenden Wo-
chenbettbetreuung weist München eine hohe Unter-
versorgung auf und ist als Brennpunkt bekannt

1
. 

Die Gründe für den Hebammenmangel sind viel-
schichtig: Die hohe Haftpflichtversicherung, die gerin-
ge Vergütung bei gleichzeitig herausfordernden Ar-
beitsbedingungen und die fehlende Förderung des 
Berufsstands führt zunehmend zu Engpässen bei der 
Hebammenversorgung. 

Um den erfreulichen Geburtenrekord zu bewerkstelli-
gen, brauchen wir nicht nur miteinander gut kooperie-
rende Kliniken, oder bessere Arbeitsbedingungen für 
Hebammen sondern auch Unterstützung der Hebam-
men und vor allem des Nachwuchses. Die Auszubil-

                                                           
1 http://www.unsere-hebammen.de/mitmachen/unterversorgung-melden/ 
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den sowie auch ausgebildete Hebammen brauchen 
ein starkes Signal, dass sich dieser schöne und ver-
antwortungsvolle Beruf auszuwählen und auszuüben 
lohnt und ihre Arbeit und Anstrengung wertgeschätzt 
wird. Es ist allerhöchste Zeit, übergreifend verbesser-
te Rahmenbedingungen für die Hebammen zu schaf-
fen, damit eine sichere und gute Betreuung rund um 
die Geburt gewährleistet werden kann. 

Deshalb soll ein Förderprogramm für Geburtshelfer 
bzw. Geburtshelferinnen aufgelegt werden, damit 
wieder mehr Hebammen in der Geburtshilfe praktizie-

ren und ihren Beruf nicht aufgeben. Ein entsprechen-
des Förderprogramm der Staatsregierung würde zum 
Ausdruck bringen, dass die Versorgung durch die 
Hebammen für schwangere Frauen und werdende 
Eltern unverzichtbar ist und flächendeckend und woh-
nortnah sichergestellt werden sollte. Und nicht zuletzt, 
würde es bedeuten, dass die Hebammen-Versorgung 
unserer Gesellschaft so viel wert ist, wie die wohnort-
nahe Versorgung durch eine niedergelassene Ärzte-
schaft. Dies muss dann auch durch das staatliche 
Förderprogramm nachvollzogen werden. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Antrag der Abgeordneten Ludwig Hartmann, Katharina Schulze, 
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/15521 

Geburtenrekord in Bayern: Förderprogramm für Hebammen 
schaffen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Kerstin Celina 
Mitberichterstatterin: Carolina Trautner 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Gesundheit und Pflege 
federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 61. Sit-
zung am 7. März 2017 beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 150. Sitzung am 5. April 2017 mitberaten und 
mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Ludwig Hartmann, Katharina Schulze, 
Kerstin Celina, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gise-
la Sengl, Christine Kamm, Ulrich Leiner, Claudia Stamm und Frak-
tion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/15521, 17/16457 

Geburtenrekord in Bayern: Förderprogramm für Hebammen 
schaffen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm
Abg. Kerstin Celina
Abg. Dr. Ute Eiling-Hütig
Abg. Kathrin Sonnenholzner
Abg. Dr. Karl Vetter
Staatsministerin Melanie Huml



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe deshalb den Tagesordnungspunkt 28 auf:

Antrag der Abgeordneten Ludwig Hartmann, Katharina Schulze, Kerstin Celina 

u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Geburtenrekord in Bayern: Förderprogramm für Hebammen schaffen! 

(Drs. 17/15521) 

Die Redezeit beträgt 24 Minuten. Ich darf bekannt geben, dass die Fraktion BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN, damit wir schön in der Übung bleiben, hierzu namentliche Abstim-

mung beantragt hat. –

(Volkmar Halbleib (SPD): Als krönender Abschluss!)

Jetzt darf ich Frau Kollegin Celina das Wort erteilen. Bitte schön.

Kerstin Celina (GRÜNE): Je später der Abend, desto schöner die Themen. – Sehr 

geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir verzeichnen in Bayern 

einen Geburtenrekord, und das ist schön. Allein in München wurden im Jahr 2016 

über 900 Kinder mehr geboren als 2015; das sind fast 6 % mehr Geburten in einem 

Jahr. 900 Frauen zusätzlich alleine in München brauchen die Unterstützung einer 

Hebamme. 900 Frauen zusätzlich allein in München suchen eine Hebamme für die 

Wochenbettbetreuung, für Beleggeburten, für Geburten in Geburtshäusern und für 

Hausgeburten. 900 Frauen zusätzlich allein in München suchen eine Hebamme für die 

Schwangerenvorsorge. Während in München die Geburtenzahlen und die Bevölke-

rungszahl buchstäblich explodieren, während die Region boomt und junge Berufstäti-

ge zuziehen, die wahrscheinlich auch Familien gründen werden, macht die Staatsre-

gierung die Augen zu und wartet, dass eine Studie im März nächsten Jahres Zahlen 

bringt, aufgrund derer man die prekäre Situation vielleicht noch besser beurteilen 

kann. Liebe Frau Ministerin, mir dauert das zu lang.

(Beifall bei den GRÜNEN – Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Auch die Frauen und auch die Familien, die trotz intensiver Suche keine Hebamme 

finden, können und wollen nicht warten bis zum Jahr 2020 plus X; denn wenn erst im 

März 2018 Zahlen vorliegen und im Herbst 2018 der Landtag gewählt wird, werden 

Sie vor dem Jahr 2020 keinerlei Maßnahmen umsetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen und Frau Ministerin, wenn wir keinerlei Daten hätten, 

dann würde ich dieses langsame Vorgehen verstehen. Aber die steigenden Geburten-

zahlen sind doch bekannt, und im Herbst letzten Jahres hat Ihre Kabinettskollegin 

Müller die gestiegenen Geburtenzahlen mit den Worten kommentiert: Bayern setzt die 

passenden Rahmenbedingungen. Aber genau das tut Bayern bei der Geburtshilfe 

eben nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

3,8 % mehr Geburten in Bayern in einem Jahr, das ist kein Pappenstiel.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

In manchen Regionen werden wesentlich mehr Kinder geboren, und es kommt nicht 

flächendeckend und überall, sondern in einzelnen Regionen zu einem tatsächlichen 

Mangel an Hebammen, der jetzt schon sehr differenziert in der Landkarte der Unter-

versorgung des Hebammenverbandes dokumentiert wird. Wenn nicht sehr bald auf 

aktuelle regionale Engpässe reagiert wird, wird sich das regionale Ungleichgewicht in 

der Geburtshilfe und bei der Versorgung von Hebammen noch verstärken.

Eines möchte ich Ihnen ganz deutlich sagen. Sie mögen als Gesundheitsministerin 

damit zufrieden sein, erst vor der nächsten Landtagswahl Zahlen zu bekommen, und 

Sie mögen als CSU-Fraktion damit zufrieden sein, in diesem Schneckentempo vor-

wärts zu kriechen, aber ich bin es nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Wir GRÜNE fordern Sie auf, endlich zu reagieren und die bekannten Zahlen und die 

Daten zur demografischen Entwicklung ernst zu nehmen. Wir haben in unserem An-

trag klare Maßnahmen vorgeschlagen, die in Bayern und in den betroffenen Regionen 

wirken und die in den besonders betroffenen Arbeitsbereichen von Hebammen wirken. 

Wir schlagen Maßnahmen vor, die Sie alle ablehnen werden. Sie als Abgeordnete der 

CSU lehnen es ab, sich für attraktivere Lern- und Arbeitsbedingungen für Hebammen 

einzusetzen. Sie lehnen es ab, sich für die Prüfung von Stipendien und finanziellen 

Anreizen für herausragende Leistungen der Auszubildenden einzusetzen. Sie als Ab-

geordnete der CSU lehnen es ab, sich für die Prüfung preisgünstigerer Wohnmöglich-

keiten für angehende oder zuziehende Hebammen in besonders teuren Regionen ein-

zusetzen, und Sie als Abgeordnete der CSU lehnen es ab, sich für die Gründung von 

Hebammenpraxen einzusetzen. Sie haben darüber hinaus keine eigenen Vorschläge, 

sondern warten einfach ab.

Aber wir müssen jetzt ein klares Signal für Hebammen und für Familien setzen, ein 

klares Signal für eine flächendeckende Versorgung mit Hebammen, ein klares Signal 

für attraktive Lern- und Arbeitsbedingungen für Hebammen in all ihren Arbeitsfeldern, 

ein klares Signal für die Gründung von Hebammenpraxen, ein klares Signal für He-

bammen in Bayern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich kann Sie nicht verstehen, und deswegen, liebe Kollegen und Kolleginnen, möchte 

ich heute mit Ihnen noch einmal darüber diskutieren, auch wenn es vielleicht schon 

spät ist. Aber für einen Sinneswandel ist es nie zu spät.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die CSU-Fraktion: Frau Kollegin Ei-

ling-Hütig. Bitte schön, Frau Kollegin.

Protokollauszug
102. Plenum, 25.04.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 3

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html


Dr. Ute Eiling-Hütig (CSU): Sehr verehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Vor gerade einmal drei Wochen haben wir uns in der Aktuellen Stunde 

erneut mit dem wichtigen Thema der Sicherstellung einer flächendeckenden Geburts-

hilfe in Bayern beschäftigt. Ich habe bereits damals darauf hingewiesen, dass laut ba-

yerischem Gesundheitsministerium derzeit erfreulicherweise kein grundsätzlicher 

Mangel an Hebammen durch Zahlen belegbar ist, sondern die Zahl der Hebammen in 

den letzten Jahren sogar stetig zugenommen hat.

Deshalb habe ich mich jetzt auch sehr gewundert, dass die GRÜNEN in ihrem Antrag 

plötzlich fordern, ein Förderprogramm für Hebammen zu schaffen. Das gilt auch für 

die Ausbildung von Hebammen. Laut dem für die Berufsfachschulen zuständigen 

Staatsministerium für Bildung und Kultus gibt es an den Berufsfachschulen für He-

bammen und Entbindungspfleger immer noch einen Bewerberüberhang, auch wenn 

die Bewerberzahlen insgesamt in den letzten Jahren leicht zurückgegangen sind.

Auch die Rahmenbedingungen für die Ausbildung selbst sind gut. So ist der Besuch 

einer Berufsfachschule für Hebammen und Entbindungspfleger in Bayern grundsätz-

lich schulgeldfrei, da die Schulen mit Hilfe der staatlichen Finanzierung und der Refi-

nanzierungsmöglichkeit durch das Krankenhausfinanzierungsgesetz ausreichend fi-

nanziert werden. Die Auszubildenden erhalten eine Ausbildungsvergütung, zum 

Beispiel Auszubildende an der Staatlichen Berufsfachschule für Hebammen am Klini-

kum der Universität München im ersten Ausbildungsjahr 991 Euro, im zweiten Ausbil-

dungsjahr 1.057 Euro und im dritten Ausbildungsjahr 1.163 Euro.

Diese guten Rahmenbedingungen sind ein Grund dafür, dass wir, wie gesagt, erfreuli-

cherweise noch immer einen Überhang an Bewerberinnen haben. Daher gibt es aus 

unserer Sicht aktuell auch keinen Grund, darüber hinaus weitere finanzielle Anreize zu 

geben.

Auch die von den GRÜNEN in ihrem Antrag erhobene Forderung nach Niederlas-

sungsanreizen ist nicht zielführend, da es für Hebammen keine Bedarfsplanung wie 
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für Ärzte gibt und die Niederlassung freiberuflicher Hebammen daher staatlicherseits 

nicht gesteuert werden kann. Zudem gibt es keinerlei Festlegung bzw. Definition, ob 

und ab wann eine Unterversorgung mit freiberuflichen Hebammen vorliegt. Daher lie-

gen auch keine Erkenntnisse vor, ob eine gefühlte nicht ausreichende Versorgung 

durch einen Mangel an Hebammen oder durch geringe Arbeitszeiten und ein einge-

schränktes Leistungsangebot verursacht wird.

Was die Forderung nach Unterstützung der Kliniken anbelangt, möchte ich betonen, 

dass es in deren ureigenstem Interesse liegt, als selbstständig tätige Wirtschaftsunter-

nehmen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten Anreize zu schaffen, zum Beispiel 

durch die im Antrag geforderten besseren Arbeitsbedingungen und sonstigen Unter-

stützungsmaßnahmen, um das erforderliche Personal zu gewinnen. Das sind aber kli-

nikinterne Organisationsfragen, auf die das bayerische Staatsministerium keine Ein-

flussmöglichkeiten hat.

Ich möchte auch noch gezielt darauf hinweisen, dass Wohnheime für das im Kranken-

haus tätige Personal gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 8 des Krankenhausfinanzierungs-

gesetzes zu den nicht förderfähigen Einrichtungen gehören. Wohnheime für Hebam-

men können daher nicht aus Mitteln der Krankenhausfinanzierung gefördert werden.

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, wie ich ebenfalls bereits in der Aktuellen 

Stunde am 6. April erwähnt habe, sind auch die Arbeitszeit und das Leistungsangebot 

der freiberuflichen Hebammen in Bayern weder bekannt noch hat das Bayerische Ge-

sundheitsministerium darauf Einfluss; denn Art und Umfang ihrer Berufstätigkeit liegen 

einzig und allein in der Entscheidung der freiberuflichen Hebammen. Daher ist es lei-

der auch nicht bekannt – ich wiederhole mich –, ob die Ursachen für eine gegebenen-

falls vorhandene regionale Unterversorgung in einem Mangel an Hebammen oder in 

einem geringeren Arbeitsumfang bzw. in geringeren Arbeitszeiten oder einem einge-

schränkten Leistungsangebot zu suchen sind.
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Aus diesem Grund ist am 20. März seitens des Bayerischen Staatsministeriums für 

Gesundheit eine Studie in Auftrag gegeben worden. Ziel dieser Studie ist es, erstmals 

Daten zur tatsächlichen Situation der Versorgung mit Hebammenhilfe in Bayern zu er-

heben. Neben dem Stand der Versorgung mit freiberuflichen Hebammen soll dabei 

auch der regionale Bedarf an Hebammen erhoben werden, da es sicherlich Unter-

schiede geben kann. Außerdem sollen auch die Familien befragt werden, wie sie die 

Hebammenversorgung in Bayern bewerten. Die Studie bindet dabei selbstverständlich 

auch die bayerischen Hebammenverbände ein, die bereits ihre Unterstützung zuge-

sagt haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, vor diesem Hintergrund, der auch den GRÜ-

NEN spätestens seit dem 6. April bekannt sein dürfte, macht die Forderung nach 

einem Förderprogramm für Hebammen aktuell keinen Sinn. Das einzig sinnvolle Vor-

gehen ist jetzt, die Ergebnisse der Studie zur Hebammenversorgung abzuwarten, 

dann eingehend zu analysieren und schließlich die richtigen Schlüsse zu ziehen. Ge-

nauso werden wir von der CSU-Landtagsfraktion es auch machen; denn es ist uns au-

ßerordentlich wichtig, dass auch in Zukunft eine flächendeckende Versorgung aller 

Regionen in Bayern mit geburtshilflichen Leistungen sichergestellt ist.

Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die SPD-Fraktion: Frau Kollegin 

Sonnenholzner. Bitte schön, Frau Kollegin.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): Frau Präsidentin, Kollegen und Kolleginnen! In einem 

Punkt kann ich mich der Antragstellerin anschließen: Mir dauert dies auch zu lange. 

Ich habe schon mehrfach gesagt, und ich wiederhole es auch jetzt: Von der Ankündi-

gung der Ministerin, diese Studie in Auftrag zu geben, bis zur tatsächlichen Auftrags-

erteilung ist viel Zeit vertan worden. Wir könnten schon deutlich weiter sein. Das ist 

auch an dieser Stelle zu kritisieren.
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Richtig ist aber trotzdem, dass die Datenlage fehlt. Frau Kollegin Celina, auch durch 

Wiederholung werden Ihre Aussagen nicht richtiger. Derzeit fischen wir noch sehr im 

Trüben und wissen nicht, wie die Versorgung in den einzelnen Regionen tatsächlich 

ist. Deswegen stehen wir als SPD-Fraktion dazu, dass es richtig und wichtig ist, diese 

Studie in Auftrag zu geben und anhand der Ergebnisse zu passgenauen Lösungen zu 

kommen. Im Übrigen brauchen wir passgenaue Lösungen – auch das sei hier erwähnt 

– nicht nur, was die Hebammen angeht, sondern auch, was die Versorgung mit Gynä-

kologen und Gynäkologinnen angeht. Frau Kollegin Celina, heute haben Sie das weg-

gelassen, aber im Ausschuss haben Sie fälschlicherweise das Beispiel der geschlos-

senen Geburtshilfestation in Bad Tölz erwähnt. In Bad Tölz waren es nicht die 

Hebammen, die gefehlt haben, sondern es waren die geburtshilflich tätigen Ärztinnen 

und Ärzte, was dazu geführt hat, dass die Station nicht mehr aufrechterhalten werden 

konnte.

Ich kann mich den Ausführungen meiner Vorrednerin von der CSU-Fraktion in vielen 

Bereichen anschließen und werde auch angesichts der vorgerückten Stunde um 

22.45 Uhr nicht mehr alles wiederholen. An zwei Stellen muss ich Ihnen aber vehe-

ment widersprechen, Frau Kollegin Eiling-Hütig. Dass es an den bestehenden Schulen 

einen Bewerberüberhang gibt, heißt nicht zwangsläufig, dass wir genügend Hebam-

men haben, da dieser Überhang auch darauf zurückzuführen sein könnte, dass wir zu 

wenig Ausbildungsplätze haben. Aber auch das ist kein Grund für den Antrag der 

GRÜNEN, sondern ein weiterer Grund für die Studie; denn in ihr wird auch zu klären 

sein, ob das Angebot an Ausbildungsplätzen ausreichend ist oder nicht.

Sie sagen zwar richtigerweise, dass Wohnheime oder Wohnmöglichkeiten – Wohnhei-

me klingt nämlich so, als würde im Jahr 2017 auch in Ballungsräumen, wo Wohnraum 

schwierig zu finden ist, niemand mehr in Wohnheimen wohnen wollen – nicht gefördert 

werden können. Das sollte uns im Gesundheitsausschuss vielleicht einmal beschäfti-

gen. Wir waren ja schon bei den Krankenhausküchen dezidiert anderer Meinung. För-

dertatbestände kann man auch ändern, wenn man das richtig findet. Aber auch hier 
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gilt: Wohnraum brauchen wir nicht nur für die Hebammen, sondern auch für anderes 

medizinisches Personal. Fragen Sie einmal hier im Klinikum rechts der Isar, wie es 

zum Beispiel um Kinderkrankenschwestern und OP-Schwestern bestellt ist. Auch da 

gibt es noch viel zu tun. Wir müssen um die richtigen Lösungen ringen.

In der Tat ist es aber tatsächlich so, dass dieser Antrag sehr schwammig und unpräzi-

se formuliert ist; denn der Punkt Fördertatbestände für die Wohnheime ist eine Inter-

pretation der CSU; er steht noch nicht einmal im Antrag.

Insgesamt ist dieser Antrag also erstens unpräzise, zweitens in den Forderungen nicht 

zielführend und drittens zum jetzigen Zeitpunkt auch aufgrund der mangelnden Daten-

lage und der Tatsache, dass wir die Daten in einem Jahr hoffentlich haben werden, ab-

zulehnen. Das wird die SPD-Fraktion auch tun.

Wenn die Studie vorliegt, werden wir uns selbstverständlich rasch und intensiv mit ihr 

beschäftigen und die für uns richtigen Lösungen finden oder Konsequenzen daraus 

ziehen und diese dann im Rahmen parlamentarischer Initiativen in dieses Hohe Haus 

einbringen. Ich bin mir sicher, dass wir im Ausschuss noch den einen oder anderen 

Gesprächsstoff finden, bei dem wir nicht auf Einstimmigkeit stoßen.

Ich darf aber auch heute am Schluss noch eines sagen. Die Gestaltungsspielräume 

der Politik sind an dieser Stelle vergleichsweise gering. Auch diese Studie wird daran 

nichts ändern. Ich sage heute noch einmal – das bezieht sich sowohl auf das Thema 

Hebammen als auch auf andere Themen –:Wir sind gut beraten, den Menschen drau-

ßen nicht vorzuspiegeln, dass wir Dinge ändern könnten, für die wir nicht zuständig 

sind. Damit würden wir nur zur Politikverdrossenheit beitragen. Dazu bin ich nicht be-

reit, und ich wünsche mir, dass dies parteiübergreifend – ich beziehe mich auf die Par-

teien, die bisher in diesem Parlament vertreten sind – so gesehen wird. Wir sollten es 

jedenfalls nicht mehr so handhaben, wie es bisher an der einen oder anderen Stelle 

leider geschehen ist.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der CSU)

Protokollauszug
102. Plenum, 25.04.2017 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 8



Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die Fraktion der FREIEN WÄHLER 

hat Herr Kollege Dr. Vetter das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich 

sehe, dass dieses Thema, wenn es nachts um elf behandelt wird, wesentlich mehr An-

klang findet, als wenn es früh um neun auf der Tagesordnung steht; unsere Aktuelle 

Stunde zu diesem Thema vor knapp drei Wochen begann um 9.00 Uhr. Woran das 

wohl liegt?

(Harry Scheuenstuhl (SPD): An der Uhrzeit!)

– An der Uhrzeit? Natürlich.

(Volkmar Halbleib (SPD): Manche sind immer da!)

Vielleicht liegt es auch an der namentlichen Abstimmung, aber das kann ich gar nicht 

glauben.

Ja, wir haben wieder mehr Kinder. Kollegin Celina hat die Zahlen genannt; ich brauche 

sie nicht zu wiederholen. Es ist auch ein gesamtgesellschaftliches Anliegen, dass die 

Kinder anständig auf die Welt gebracht werden. Dazu braucht es Hebammen, auch 

solche, die in der Geburtshilfe tätig sind.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, zu diesem Thema fand, wie gesagt, 

eine Aktuelle Stunde statt. Heute steht dieser hochgezogene Antrag auf der Tagesord-

nung. Auch im Ausschuss ist das Thema ein paar Mal Gegenstand der Beratung ge-

wesen. Frau Vorsitzende, wenn ich es richtig weiß, stehen in zwei Wochen wiederum 

zwei entsprechende Anträge auf der Tagesordnung des Ausschusses.

Um es noch einmal festzuhalten: Hebammen sind unabdingbar für die Geburtshilfe bei 

uns in Deutschland.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Immer mehr Hebammen hören auf; viele haben schon aufgehört. Wie angesichts des-

sen SPD und CSU zu der Einschätzung kommen können, dass dies bei den Hebam-

men kein Thema sei, kann ich nicht verstehen; mir geht es insoweit ähnlich wie den 

Kollegen von den GRÜNEN. Sie brauchen nur an die Krankenhäuser zu gehen und 

sich mit Beleghebammen zu unterhalten, mit Hebammen, die täglich im Kreißsaal ste-

hen. Ich habe, wie gesagt, kein Verständnis für diese Haltung von SPD und CSU.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zur aktuellen Situation: Die Verhandlungen zwischen Krankenkassen und Hebammen 

haben stattgefunden. Für den 19. Mai 2017 ist das Ende der Schlichtung geplant. Das 

Ergebnis sollten wir abwarten. Ich weiß noch nicht, was herauskommt.

Frau Ministerin, Sie haben sich – zumindest haben Sie es angekündigt – mit Briefen 

nochmals an die Verhandlungspartner gewandt. Dafür danke ich Ihnen.

Die SPD hat gesagt, es sei purer Populismus, wenn man sich um die Hebammen 

kümmere.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Nein!)

Was ist noch gesagt worden? – Dies trage zur Verunsicherung der Patienten bei.

Ich glaube, die SPD verschläft wieder einmal ein Thema. Aber es ist halt so. Da kann 

ich euch nicht helfen, Kolleginnen und Kollegen.

(Widerspruch der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner (SPD))

Frau Kollegin Sonnenholzner, da Sie den Kopf schütteln, erinnere ich daran, dass vor 

einer Woche in Deggendorf eine große Hebammendemo stattfand. Ihre MdB, Frau 

Hagl-Kehl, sprach von einem "perfiden System", in dem die Hebammen arbeiten 

müssten. Das ist Ihre Parteifreundin, nicht eine der FREIEN WÄHLER; das nur neben-

bei.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuen-

stuhl (SPD))

Aus den genannten Gründen haben wir uns schon im Ausschuss für das Förderpro-

gramm ausgesprochen. Wir müssen den Hebammen in Bayern noch einmal ein Signal 

geben, dass wir von der Politik etwas für sie tun. Wir können auch etwas für sie tun. 

Natürlich gibt es die Selbstverwaltung, keine Frage. Letztlich entscheiden Hebammen 

und Kassen. Aber wir können aus dem bayerischen Parlament ein Signal aussenden; 

das tun wir heute wieder. Wir stimmen dem Antrag der GRÜNEN auch deshalb zu, 

weil die Soforthilfe Signalwirkung haben könnte.

Auch wir FREIEN WÄHLER warten ab, welches Ergebnis am 19. Mai erzielt wird. Ge-

gebenenfalls werden wir mit einem eigenen Förderantrag, der in eine ähnliche Rich-

tung zielt, nachziehen. Das Thema ist jedenfalls zu ernst, als dass es mit Bemerkun-

gen abgehandelt werden könnte wie: Ihr FREIEN WÄHLER regt euch wieder einmal 

über etwas auf, was kein Thema ist. – Fragen Sie die Hebammen draußen!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die Staatsregierung hat Frau Staats-

ministerin Huml um das Wort gebeten. Bitte schön, Frau Staatsministerin.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsministerium): Werte Präsidentin, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Wir haben uns über das Thema Hebammen bereits am 

6. April 2017 unterhalten. Daher darf ich auf viele Ausführungen von damals verwei-

sen.

Die Behauptung, wir hätten in den vergangenen Jahren nichts für die Hebammen 

getan, kann ich auf keinen Fall stehen lassen. Im Gegenteil, bereits in den Koalitions-

vertrag auf Bundesebene ist ein Passus aufgenommen worden, wonach eine Verbes-

serung der finanziellen Situation der Hebammen angestrebt wird. Das Thema Haft-

pflichtprämien erschien uns aus bayerischer Sicht am drängendsten. Daher haben wir 
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auch auf Bundesebene für Lösungen gearbeitet. Diese konnten wir finden. Das war 

ein wichtiger Schritt für die Hebammen in unserem Land.

(Beifall bei der CSU)

Ich bin mir dessen bewusst, dass es sehr wichtig ist dranzubleiben. Ich habe erst 

heute wieder Gespräche mit Hebammen geführt, in denen mir diese Notwendigkeit 

noch einmal deutlich geworden ist.

Auf Selbstverwaltungsebene finden die Verhandlungen statt; das ist schon erwähnt 

worden. Das Schiedsverfahren zwischen dem Spitzenverband der Krankenkassen 

und dem Deutschen Hebammenverband läuft. Das Ergebnis müssen wir abwarten.

Wir vom bayerischen Gesundheitsministerium haben uns erneut an die Verhandlungs-

parteien gewandt, um auf das besondere System der Beleghebammen in Bayern auf-

merksam zu machen. Es ist durchaus eine Besonderheit, dass bei uns in Bayern viele 

geburtshilfliche Abteilungen der Kliniken mit Beleghebammen und Belegärzten arbei-

ten. Die Sensibilität dafür muss auch auf Bundesebene geweckt werden; in den Ver-

handlungen ist dies zu beachten. Daher sind wir von Bayern aus noch einmal aktiv ge-

worden. Ich möchte unterstreichen, dass es unser Ziel ist, den Hebammen hier zu 

helfen.

(Beifall bei der CSU)

Es stellt sich auch die Frage: Was können und was wollen wir auf bayerischer Ebene 

– neben den Dingen, die wir auf Bundesebene angestoßen haben – noch tun?

Tatsache ist, dass die Zahl der Hebammen in den vergangenen Jahren eher gestiegen 

denn gesunken ist. Wir haben immer noch einen Überhang. Kollegin Ute Eiling-Hütig 

hat bereits erwähnt, wie viele junge Frauen zur Hebammenschule gehen wollen. Die 

Attraktivität des Berufes ist nach wie vor gegeben. Das ist zu begrüßen.
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Allerdings sind viele Hebammen nicht mehr geburtshilflich tätig. Das mag an den Haft-

pflichtprämien liegen. Das mag daran liegen, dass die Hebammen Beruf und Familie 

besser miteinander vereinbaren können, wenn sie nicht geburtshilflich tätig sind.

Die Studie dient dazu herauszufinden, welche Hebammen bei uns in Bayern wo arbei-

ten, wie zufrieden die Familien sind und ob es in den Krankenhäusern gut funktioniert. 

Auf der Basis der Ergebnisse wollen wir auch in Bayern selbst reagieren. Ich halte die-

ses abgestimmte Vorgehen für richtig. Wir tun auch auf Bundesebene alles, was uns 

möglich ist, für die Hebammen. Vieles ist nun einmal bundesgesetzlich geregelt oder 

Gegenstand der Selbstverwaltung.

Bei den Verhandlungen, deren Ergebnis für den 19. Mai 2017 erwartet wird, sitzen wir 

von der politischen Ebene nicht am Tisch, sodass wir abwarten müssen. Sobald uns 

die Ergebnisse der Studie vorliegen, wissen wir, was wir konkret in Bayern tun können. 

Die beschriebene Schrittfolge halte ich für richtig; wir werden sie einhalten.

Ich unterstütze alle Bemühungen, um den Hebammen zu helfen. Einige von ihnen 

sind sicherlich auch jetzt, um 23.00 Uhr, im geburtshilflichen Bereich tätig. Auch wir im 

Landtag sind um diese Zeit gern gemeinsam tätig, wenn es um die Hebammen geht. 

Deren Arbeit ist sehr wichtig. Aber die richtige Schrittfolge ist einzuhalten.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Staatsministerin. – Mir liegen keine 

weiteren Wortmeldungen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Kolleginnen und Kollegen, wir haben noch zwei namentliche Abstimmungen durchzu-

führen. Die erste namentliche Abstimmung findet statt über den Antrag der SPD-Frak-

tion auf Drucksache 17/15414 betreffend "Finanzierung und Ausbildung von Assis-

tenzhunden". Die Urnen stehen bereit. Die Abstimmung ist eröffnet. Ich bitte, die 

Stimmkarten einzuwerfen. Fünf Minuten, bitte!

(Namentliche Abstimmung von 22.59 bis 23.04 Uhr)
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Die fünf Minuten sind um. Die Abstimmung ist geschlossen. Ich bitte darum, die Stim-

men draußen auszuzählen. Wir geben das Ergebnis noch bekannt.

Jetzt kommen wir zur namentlichen Abstimmung über den Antrag der Fraktion BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN auf Drucksache 17/15521 betreffend "Geburtenrekord in Bay-

ern: Förderprogramm für Hebammen schaffen!". Die Urnen stehen bereit. Ich bitte Sie, 

die Stimmkarten abzugeben. Ich eröffne die Abstimmung. Sie haben drei Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 23.04 bis 23.07 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstimmung. Ich bitte darum, die Stimmen 

draußen auszuzählen.

Kolleginnen und Kollegen, Tagesordnungspunkt 29 ist noch offen. Das ist der Antrag 

von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/15522 betreffend "Förderung 

von Blühweidenutzung in Streuobstwiesen". Dieser Antrag wurde im Einvernehmen 

aller Fraktionen von der heutigen Tagesordnung abgesetzt.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das blüht uns noch!)

Jetzt warten wir noch die Ergebnisse der beiden namentlichen Abstimmungen ab. Wir 

bedanken uns ausdrücklich bei denjenigen, die noch hier sind. – Ich darf die beiden 

Ergebnisse bekannt geben. Ich gebe zunächst das Ergebnis der namentlichen Abstim-

mung über den Antrag der Abgeordneten Waldmann, Rauscher, Deckwerth und ande-

rer (SPD) betreffend "Finanzierung und Ausbildung von Assistenzhunden", Drucksa-

che 17/15414, bekannt. Mit Ja haben gestimmt 52 Abgeordnete, mit Nein 

71 Abgeordnete, es gab 1 Stimmenthaltung. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 8)

Dann komme ich zum Ergebnis der namentlichen Abstimmung über den Antrag der 

Abgeordneten Hartmann, Schulze, Celina und anderer und Fraktion (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN) betreffend "Geburtenrekord in Bayern: Förderprogramm für Hebam-
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men schaffen!", Drucksache 17/15521. Mit Ja haben 24 Abgeordnete gestimmt, mit 

Nein 96 Abgeordnete, es gab 2 Enthaltungen. Damit ist dieser Antrag auch abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Damit, liebe Kolleginnen und Kollegen, schließe ich die Sitzung für heute, wünsche 

noch einen schönen Restabend und bedanke mich bei allen, die heute so lange für 

uns gearbeitet haben, ganz, ganz herzlich dafür, dass sie uns wieder begleitet haben.

(Allgemeiner Beifall – Schluss: 23.13 Uhr)
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